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(Nr. 14501.) Siebenundzwanzigſte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. Vom 29. September 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten vom 22. Sep- 
tember 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) SS 1 und 14 wird folgendes beſtimmt: 


A. Zu Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohn— 
ſiedlungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) werden erklärt: 
aus dem Regierungsbezirk Liegnitz und zwar: 
aus dem Kreiſe Goldberg 


die Gemeinden: 
Adelsdorf 
Alzenau 
Goldberg, Stadt 

Goldberger Vorwerke 
Gröditzberg, Ortsteil Obergröditz 
Haaſel 
Hermsdorf a. d. Katzbach 
Hockenau 
Kaiſerswaldau 
Konradswaldau 
Laasnig 
Leiſersdorf 
Märzdorf 
Modelsdorf 
Neudorf a. Gröditzberge 
Pilgramsdorf 
Prausnitz 
Röchlitz 
Ulbersdorf 
Wilhelmsdorf 
Wolfsdorf. 

B. Dieſe Verordnung tritt mit dem 30. September 1939 in Kraft. 


Berlin, den 29. September 1939. 
De Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminister. 


In Vertretung: 


Syrup. 
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(Nr. 14502.) Zweite Verordnung zur Durchführung des Volksſchulfinanzgeſetzes vom 2. Dezember 1936 
(Geſetzſamml. S. 161). Vom 2. Oktober 1939. 


Auf Grund der SS 30 und 31 des Volksſchulfinanzgeſetzes vom 2. Dezember 1936 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 161) wird im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter 
folgendes verordnet: 

§ 1. 

(1) An die Stelle der im Vierten Abſchnitt des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juli 
1906 (Geſetzſamml. S. 335) vorgeſehenen Rechtsbehelfe tritt mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Volksſchulfinanzgeſetzes die Beſchwerde an die vorgeſetzte Behörde. 

(2) Die Beſchwerde iſt gegen die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde zu richten. Soweit 
die Schulaufſichtsbehörde Maßnahmen oder Entſchließungen von Gemeinden und Schulverbänden 
zu genehmigen hat, kann nur die Entſcheidung über die Genehmigung angefochten werden. 

(3) Die Beſchwerde iſt innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Ent— 
ſcheidung bei der Schulaufſichtsbehörde einzureichen. i 

(4) Die auf die Beſchwerde ergehende Entſcheidung der vorgeſetzten Behörde iſt endgültig. 


§ 2. 

(1) Soweit auf einen Rechtsbehelf eine abſchließende Entſcheidung nach den bisher geltenden 
Vorſchriften bereits ergangen iſt, hat es hierbei ſein Bewenden. 

(2) Iſt auf einen Rechtsbehelf eine abſchließende Entſcheidung noch nicht ergangen, ſo iſt das 
ſchwebende Verfahren in das Beſchwerdeverfahren gemäß § 1 überzuleiten. Die Beſchwerde gilt 
hierbei als rechtzeitig erhoben, wenn die bisher geltenden Friſten gewahrt find. 

(2) Für die Einlegung von Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Schulaufſichtsbehörden, die 
vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung bekanntgemacht worden ſind, ſind die bisher geltenden 
Friſten maßgebend. 


Berlin, den 2. Oktober 1939. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung: 


Zſchintzſch. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. April 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus 
1 1 —) zum Bau von Kaſernen und zur Anlage von Schießſtänden für den Standort 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Stück 14 S. 77, ausgegeben am 9. April 1938; 
2. der Exlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Auguſt 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Allenſtein zum Bau einer Um⸗ 
gehungsſtraße der Altſtadt 
durch das Amtsblatt der Regierung in Allenſtein Stücks8 S. 81, ausgegeben am 23. September 1939; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. September 1939 8 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus 
— Heer — zum Bau einer Zufahrtſtraße für die Infanteriekaſerne in Meſeritz 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Stück 38 S. 159, ausgegeben am 23. Sept. 1939. 
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